
Solidarität  mit  den
Studierendenprotesten
Solidaritätserklärung von REVOLUTION

Wir  von  REVOLUTION,  einer  international-kommunistischen
Jugendorganisation, sprechen unsere volle Solidarität mit den Studierende
der  Jawaharlal  Nehru  Universität  (JNU)  gegen  die  Verhaftung  des
Präsidenten  der  JNU Studierendengewerkschaft  Kanhaiya  Kumar  am 12.
Februar sowie das – auf Anordnung der BJP-Regierung von Narendra Modi –
Eindringen  der  Polizei  in  die  JNU-Universität  aus.  Wir  verurteilen  die
Polizeigewalt gegen die Studierenden und fordern die sofortige Rücknahme
aller Anklagen gegen Kanhaiya Kumar.

Die Schläger der RSS (einer rechtsextremistischen, hindu-chauvinistischen
Organisation)  haben  Studierenden  körperlich  angegriffen  sowie
eingeschüchtert. JournalistInnen erging es ähnlich bei dem Versuch, von den
Ereignissen zu berichten. Die Studierenden der JNU, vorwiegend links bzw.
linksliberal, stellten zum wiederholten Male das Ziel von Attacken seitens der
Medien  dar.  Diese  verbreiten  Lügen  und  falsche  Propaganda  gegen  die
Studierenden und stellen sie als „anti-indisch“ dar. Allgemein gesehen, stellt
dies eine Reaktion auf die starke Studierendenbewegung dar, welche sich in
Indien derzeit entwickelt. Eine Bewegung, welche den Willen und den Mut
der Studierenden demonstriert, für ihre Rechte zu kämpfen, welche von der
Modi-Regierung angegriffen werden.

Die Proteste waren gegen die gerichtlich verfügte Hinrichtung von Afzal
Guru gerichtet, welcher wegen eines Angriffs auf das indische Parlament
verurteilt  wurde.  Dies  wirft  ebenso  die  Frage  der  unterdrückten  Nation
Kaschmir auf, welche für ihre Unabhängigkeit kämpft. Es war ein friedlicher
Protest,  jedoch  fürchtet  sich  die  neoliberale  Modi-Regierung  vor  allen
oppositionellen Bewegungen, greift sie doch immer stärker die Rechte der
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Arbeiter_Innenklasse, der Armen und Unterdrückten an. Letztes Jahr sahen
wir schon den größten Arbeiter_Innenstreik in der Geschichte Indiens.

Andere Institutionen, wie das Indische Film- und Fernsehinstitut (FTII) und
die  Hyderabad  Universität,  sahen  sich  ähnlichen  Einschüchterungen und
Gewalt  ausgesetzt.  Das  Gleiche  trifft  auf  die  Belästigungen  von  Dalit-
Studierenden  zu,  welche  zum  tragischen  Selbstmord  des  Aktivisten  der
Ambedkar-Studierendenvereinigung, Rohith Vemula, führte.

Wir  lehnen  d ie  Reakt ion  der  ind ischen  Regierung  auf  d ie
Studierendenproteste  ausdrücklich  ab  und  rufen  die  Gewerkschaften,
Arbeiter_Innenparteien und Bauern_Bäuerinnenorganisationen dazu auf, ihre
demokratischen Rechte zu verteidigen und die Studierendenbewegung zu
unterstützen.

Die  bösartigen  Attacken  des  Staates  und  der  RSS-Schlägertruppen
demonstrieren die Realität, welche hinter den Institutionen der bürgerlichen
Demokratie liegt, wenn Studierende, demokratische Kräfte sowie Kräfte der
Arbeiter_Innenklasse versuchen, für ihre eigenen Forderungen zu kämpfen.
Sie müssen selbst für die Rechte kämpfen, welche ihnen formell garantiert
werden.  Sie  erleiden  Repression  und  Verleumdung  von  Seiten  der
Unternehmermedien.  Dies  nicht  nur  wegen der  demokratischen Themen,
welche  von  ihnen  aufgegriffen  werden,  sondern  auch,  weil  die  indische
herrschende Klasse, sowie die hindu-chauvinistische Regierung Angst davor
hat, die Studierenden könnten sich mit den Millionen und Abermillionen von
Arbeiter_Innen und Bauern_Bäuerinnen sowie den unterdrückten Sektoren
wie den Dalits, den unterdrückten Nationen sowie den Kämpfen der Frauen
um ihre Rechte zusammenschließen.

Was sie fürchten, zeigt uns den Weg vorwärts – den vereinten Kampf aller
Unterdrückten, in welchem sich die Arbeiter_Innenklasse an die Spitze einer
Bewegung stellt,  die  für  eine  andere  Gesellschaft  –  eine  sozialistische  –
kämpft.



Sofortige  Freilassung  von  Kanhaiya  Kumar  und  allen  anderen
verhafteten Studierenden!
Polizei und Sicherheitskräfte raus aus den Universitäten!
Verteidigt demokratische Rechte! Für freies Versammlungs-, Protest-,
Streik- und Besetzungsrecht
Organisierte Selbstverteidigung der Massen gegen Repressionen von
Seiten der Polizei,  RSS-Schlägertruppen und anderen rechten und
chauvinistischen Kräften!
Verbindet  den  Kampf  der  Studierenden  mit  denen  der
Arbeiter_Innenklasse,  Bauern_Bäuerinnen,  den Dalits  und national
Unterdrückten!

In  ihren  mutigen  Auseinandersetzungen  verdienen  und  benötigen  die
indischen  Studierenden,  Arbeiter_Innen  und  Armen  die  Solidarität  der
Arbeiter_Innenbewegung  weltweit.  Wir  rufen  alle  Gewerkschaften,
Arbeiter_Innenparteien  und  -organisationen,  Studierendengewerkschaften
sowie -vereine und die gesamte Linke dazu auf, zu ihrer Unterstützung zu
mobilisieren.  Übermittelt  Solidaritätserklärungen  an  die  indische
Studierendenbewegung, sendet Protestbriefe an die indischen Behörden und
organisiert weltweite Kundgebungen vor den Botschaften! Der Kampf der
indischen  Studierenden sollte  Inspiration  für  uns  alle  sein,  ein  lebendes
Beispiel  für  den  Widerstand  gegen  „unsere“  Regierungen,  gegen
Imperialismus,  Ausbeutung  und  Unterdrückung.

Interview  über  Jugend  gegen

https://onesolutionrevolution.de/interview-ueber-jugend-gegen-rassismus/


Rassismus
Ein Interview mit JAQUELINE KATHERINA SINGH, für REVOLUTION im
Koordinierungskreis von Jugend gegen Rassismus

Am  vergangenen  Wochenende  fand  das  bundesweite  Treffen  der
Jugend gegen Rassismus statt, worum ging es?

Am  Wochenende  gab  es  mehrere  Brandanschläge  und  den  Vorfall  in
Clausewitz. Wirklich überraschend kam das nicht, wenn man bedenkt, dass
es  seit  Anfang  2015 in  ganz  Deutschland  einen  merklichen  Anstieg  von
Übergriffen auf Geflüchtete und ihre Unterkünfte, sowie eine Vielzahl rechter
Mobilisierungen  gab.  Wir  haben  uns  mit  ca.  70  Aktivist_Innen  aus  12
unterschiedlichen  Städten  getroffen,  um  zu  diskutieren,  was  wir  dieser
rassistischen Bewegung konkret entgegenstellen können und wie wir auch
Menschen  integrieren  können,  die  noch  nicht  in  einer  linken  Gruppe
organisiert sind.

Ihr  plant  für  den  April  bundesweite  Schul-  und Unistreiks  gegen
Rassismus, warum soll denn gegen Rassismus gestreikt werden?

Auf  der  Konferenz  haben  wir  uns  entschieden,  am  27.  April  einen
bundesweiten Schul- und Unistreik zu organisieren. Warum? Ganz einfach.
Rassismus ist nicht nur auf der Straße zu finden, sondern überall im Alltag –
auch in  Schulen  oder  Universitäten.  Dort  trifft  er  besonders  geflüchtete
Jugendliche,  die  nur  eingeschränkten Zugang zu Bildung haben und von
Abschiebung bedroht sind, wenn sie sich nicht an die Richtlinien halten. Er
trifft  auch Jugendliche mit  Migrationshintergrund,  die per se schlechtere
Chancen  im  Bildungssystem  haben  und  rassistische  Herabwertungen
alltäglich  erfahren.  Ich  denke,  es  ist  wichtig  dass  man  nicht  nur  auf
Naziblockaden  und  Gegendemonstrationen  geht,  sondern  anfängt,
antirassistische Fragen im Alltag aufzuwerfen und Grundrechte einfordert,
wo sie sein sollten. Und zwar dort, wo man sich tagtäglich befindet.
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Wollt  ihr  mit  den  Streiks  nur  Schüler_Innen  und  Studierende
erreichen?

Ja,  wir  wollen  Schüler_Innen  und  Studierende  erreichen.  Auszubildende
allerdings auch. Ob man zum Streik gehen kann, oder nicht, ist bei Azubis
meist eine Frage von Kräfteverhältnissen im Betrieb. Deswegen rufen wir
dazu  auf,  dass  sie  Aktionskomitees  in  Berufsschulen  und  dem  Betrieb
gründen  und  fordern  die  Gewerkschaften  auf,  sich  zu  positionieren,
Versammlungen einzuberufen und konkret in Betrieben über Rassismus zu
diskutieren.  Darüber  hinaus  haben  wir  auch  vor,  Arbeitskämpfe  zu
unterstützen,  wo  es  sie  gibt.  Beispielsweise  wollen  wir  uns  mit  den
Warnstreiks der Lehrer_Innen oder den Kämpfe, die die Arbeiter_Innen von
Amazon führen, solidarisieren. Denn Rassismus wird konkret benutzt, um die
Arbeiter_Innen zu spalten. Beispielsweise beim Mindestlohn versucht man,
Geflüchtete  und  Belegschaft  konkret  gegeneinander  auszuspielen.  Das
dürfen  wir  nicht  zulassen  und  müssen  dies  in  der  gemeinsamen  Aktion
überwinden  und  ein  Bewusstsein  dafür  schaffen,  dass  es  für  einen
erfolgreichen  Streik  notwendig  ist,  Kämpfe  zu  verbinden.

In wie vielen Städten sollen Streiks stattfinden?

Bereits im letzten Jahr sind mehr als 5000 Jugendliche in Bremen, Frankfurt
am Main und Berlin auf die Straße gegangen. Diese Städte sind auch dieses
Mal dabei. Dazu kommen München, Dresden, Potsdam und Essen. Andere
Städte, wie Bochum oder Bonn, waren ebenfalls auf der Konferenz anwesend
und werden über ihre Beteiligung diskutieren.
Wir  hoffen,  dass  sich  im  Verlauf  mehr  Aktivist_Innen,  Gruppen  und
Bündnisse der Aktion anschließen. Ein gutes Zeichen ist, dass wir während
der  Konferenz  Anfragen  von  mehreren  linken  Jugendgruppen  aus  dem
Bundesgebiet  bekommen  haben,  die  sich  Jugend  gegen  Rassismus
anschließen  wollen.  Auch  kleine  Aktionen  wie  Demonstrationen  oder
Kundgebungen  sind  möglich.



Welche konkreten Ziele und Forderungen habt ihr?

Wir wollen eine antirassistische, bundesweite Bewegung aufbauen, die über
die linke Szene hinaus wahrnehmbar ist. Dass dies machbar ist, zeigt die
Wahrnehmung der Schul- und Unistreiks in Berlin, die in der ganzen Stadt
bekannt sind und auch von außerhalb viel positives Feedback bekommen. In
dem Diskussionsbeitrag vom Januar haben wir deswegen geschrieben, dass
wir Geflüchtetenorganisationen, antirassistische Initiativen und Bündnisse,
sowie linke Gliederungen der Linkspartei und SPD gerne dabei haben wollen.
Das wird beim nächsten Aufruf ebenfalls der Fall sein.
Außerdem ist  es  für  uns  zentral,  nicht  nur  Rechte  der  Geflüchteten  zu
verteidigen,  sondern  auch  konkret  einzufordern  und  zu  erkämpfen.  Wir
dürfen uns nicht von den Rassist_Innen paralysieren lassen, sondern müssen
Initiative ergreifen,  eine Perspektive anbieten und für diese kämpfen. So
stehen  wir  beispielsweise  für  die  Rücknahme  aller  rassistischen
Gesetzgebungen wie den Asylpaketen, aber auch für offene Grenzen und
Staatsbürger_Innenrechte für Alle ein.
Aber dabei wollen wir es nicht belassen. Uns ist wichtig, aufzuzeigen, wer für
diese „Geflüchtetenkrise“ verantwortlich ist. Flucht ist nichts Illegales, nichts
Krimininelles.  Kriminell  sind  jene,  die  Fluchtursachen  durch
Rüstungsexporte, Kriege und Ausbeutung schaffen: die deutsche Regierung,
deutsche Banken und Konzerne.
Ein großer Teil der Bevölkerung fragt außerdem, wer dafür bezahlen soll.
Anstatt  den  Leuten  vorzuwerfen,  dass  diese  Fragestellung  schon  per  se
rassistisch sei, wollen wir eine Antwort darauf geben. Deswegen werfen die
Losung auf,  die  schon in der Bildungsstreikbewegung eine zentrale  war:
Brecht die Macht der Banken und Konzerne, lasst sie für ihre Krise zahlen!

Bisher  sind  im Bündnis  vor  allem kleinere  Jugendorganisationen.
Versucht  ihr  auch,  Gewerkschaftsjugenden  und  andere  linke
Jugendorganisation  einzubinden?  Woran  liegt  es,  dass  die  bisher
nicht dabei sind?

Natürlich sind wir daran interessiert, größere Organisationen einzubinden,



schließlich wollen wir eine breite, antirassistische Bewegung. Als besonders
positiv  nehmen  wir  wahr,  dass  sich  bereits  [’solid]  Basisgruppen  aus
unterschiedlichen  Bundesländern  wie  Sachsen,  Nordrheinwestfalen  und
Bremen beteiligen. Ähnlich verhält es sich mit der SDAJ, die in Essen und
Dresden Interesse an der Aktion geäußert haben, ebenso wie die junge GEW
in  Dresden.  Ja,  woran  liegt  es,  dass  größere  Organisationen  und
Gewerkschaften noch nicht dabei sind? Ich denke, das ist eine sehr gute
Frage, die vielleicht wir und jene, die eine schlagkräftige antirassistische
Bewegung aufbauen wollen an größeren Organisationen herantragen sollten.
In der aktuellen Situation, wo die Rassist_Innen an Zulauf gewinnen und die
parlamentarischen  Parteien  nach  rechts  gehen,  ist  nicht  viel  Zeit,  sich
darüber zu streiten, ob die Initiative schlecht ist, nur weil Organisation XYZ
kommt. Die objektive Lage zwingt uns dazu, zu handeln und offensichtlich ist
das Bedürfnis und der Wille zur Vernetzung da. Deswegen wollen wir auch
auf andere Initiativen, die sich zur Zeit gründen, zugehen. Beispielsweise
werden wir mehrere Leute nach Hamburg zur Internationalen Konferenz von
Refugees  und  Migrant_Innen  schicken,  um  über  eine  gemeinsame
Perspektive  zu  diskutieren.
Die letzten Konferenzen haben gezeigt, dass wir dazu fähig sind, solidarisch
zu diskutieren. Natürlich gab es Differenzen und Mehrheitsentscheidungen.
Allerdings sind wir zu einer Einigkeit gekommen und am wichtigsten ist, dass
wir die gemeinsame Plattform in der Aktion vereinen. Wir sind die letzten,
die  eine  Diskussion  über  inhaltliche  Differenzen  ablehnen  und  laden
deswegen  alle  ein,  sich  Jugend  gegen  Rassismus  zu  beteiligen!

„Jugend gegen Rassismus“ plant
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bundesweiten  Schulstreik  in
Solidarität mit Refugees
Am 09.Januar trafen sich auf Einladung des Berliner Bündnis „Refugee Schul-
und  Unistreik“  Aktivist_innen  aus  Berlin,  Dresden,  Frankfurt  a.M.,
Magdeburg, Oldenburg und Wien und gründeten das Bündnis „Jugend gegen
Rassismus“. Es diskutierten somit Vertreter_innen aus Städten, in welchen
bereits 2015 Schulstreiks gegen die rassistischen Asylgesetzverschärfungen
der  Bundesregierung  und  die  entrechtete  Situation  der  Geflüchteten
durchgeführt  wurden.  Zusammen diskutierten  wir  mit  Aktivist_innen  aus
Städten, in denen Soliaktionen stattfanden oder Interesse besteht sich an
kommenden  Aktionen  zu  beteiligen.  Ebenso  beteiligten  sich  einige  linke
Organisationen  wie  Revolution,  RKJ,  SDAJ,  Linksjugend-Solid  Dresden,
(Ciwanen Azad, die leider nicht anwesend sein konnten, ihre Unterstützung
aber mit einem Grußwort ausdrückten) und „Students against racism“.

Der Grund für das Treffen war es,  die  bisher eher lokal,  vereinzelt  und
bundesweit  unkoordiniert  stattgefundenen  Aktionen  in  Deutschland  zu
vernetzten,  über  die  Perspektiven  des  Aufbaus  einer  antirassistischen
Jugendbewegung zu diskutieren und sich ebenso darüber zu unterhalten,
welche  gemeinsamen  und  konkreten,  praktischen  Maßnahmen  für  das
kommende Jahr angegangen werden können. Das angestrebte Ziel ist hierbei
einen bundesweiten, zentralen Streiktag am 28.April 2016 durchzuführen.
Das „Refugee Schul- und Unistreik“ Bündnis aus Berlin, brachte zusammen
mit uns von REVOLUTION einen Resolutionsvorschlag in das Treffen ein. Auf
der Basis dieses Vorschlages, verabschiedete die Schulstreikkonferenz eine
Resolution, die nun als Diskussionsbeitrag von „Jugend gegen Rassismus“ an
die antirassistische Linke herangetragen werden soll. Mit diesem ruft das
Bündnis  alle  antirassistischen  und  antifaschistischen  Organisationen  und
Gruppierungen  dazu  auf,  sich  am  Aufbau  einer  antirassistischen
Jugendbewegung  und  den  geplanten  Schulstreiks  zu  beteiligen.
Um das weitere Vorgehen zu koordinieren und das bundesweite Bündnis zu
verbreitern,  lädt  „Jugend  gegen  Rassismus“  zu  einer  weiteren
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Aktionskonferenz  am  20./21.Februar  in  Berlin  ein.

Link: „Für eine antirassistische Bewegung“ bei Facebook

Produktive  Diskussionen  und  koordinierte
Schritte nach Vorne

Nachdem  zuerst  eine  kurze  Vorstellungsrunde  der  anwesenden
Aktivist_innen und Organisationen abgehalten und sich über die vergangenen
Aktionen  kurz  ausgetauscht  wurde,  gingen  wir  dazu  über,  den
Resolutionsvorschlag  in  Arbeitsgruppen  und  später  im  Plenum  zu
diskutieren.

Bei  dieser  Diskussion muss positiv  hervorgehoben werden,  dass  sich die
Anwesenden darüber einig waren, dass der Aufbau einer linken Alternative
zu den rassistischen und faschistischen Mobilisierungen von PEGIDA, AfD
und Co. dringlichst angegangen werden muss. Eine solche Alternative kann
aber  nicht  darauf  beschränken  bei  wichtigen  humanitären,  direkten  und
lokalen Problemen anzusetzen und versuchen Hilfe  zu organisieren.  Eine
erfolgreiche Jugendbewegung gegen Rassismus und Militarismus muss sich
laut den anwesenden Aktivist_innen auch mit den globalen Problemen der
Welt  auseinandersetzen,  welche  Menschen  zur  Flucht  aus  ihrer  Heimat
zwingen.  Dies  wird  auch  aus  dem  für  eine  bundesweite  Bewegung
vorgeschlagenen Forderungskatalog ersichtlich. In diesem werden nationale
wie  globale  Forderungen  wie  z.B.  die  Abschaffung  der  Residenzpflicht,
Bewegungsfreiheit  oder  eine  klare  Absage  für  die  imperialistischen
Kriegseinsätze  in  Ländern  wie  Mali  oder  Syrien,  erhoben.  Ein  solcher
internationalistischer Ansatz ist aus unserer Sicht ein wichtiger Schritt hin
zum Aufbau einer bundesweiten Jugendbewegung.

Auch  die  unumstrittene  Wahl  der  Protestform  eines  Schulstreiks  als
politisches Mittel, stellt unserer Meinung nach eine wichtige Entscheidung
des  Treffens  dar.  Wir  wissen  zwar,  dass  ein  Schulstreik  keinen
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vergleichsweisen wirtschaftlichen Druck aufbauen kann, wie ein Streik der
arbeitenden Bevölkerung. Jedoch wird durch einen Schulstreik bewusst der
normale „Alltag“ von Schüler_innen gestört und werden politische Themen
direkt in die Schule getragen. Ein Schulstreik sagt klar aus: „Das wollen wir
nicht! So machen wir nicht weiter!“ und vor allem „Wir haben zu diesem
Thema auch etwas zu sagen!“

Das Treffen einigte sich neben der Veröffentlichung des unten angefügten
Diskussionsbeitrags auch auf die Wahl eines Koordinierungskreises. Dieser
Koordinierungskreis – bestehend aus Vertreter_innen der einzelnen Städten
und  Organisationen  –  hat  die  Aufgabe  als  Anlaufstelle  für  interessierte
Einzelpersonen, Bündnisse und Organisationen zu agieren und vor allem das
kommende Vernetzungstreffen vorzubereiten und zu koordinieren. Die Wahl
eines solchen Koordinierungskreises ist unserer Meinung nach ein positiver
nicht  zu  unterschätzender  Schritt.  Haben  unsere  Erfahrungen  in  den
vergangenen  Bildungsstreikbewegungen  oftmals  gezeigt,  dass  fehlende
Strukturen eine Bewegung eben nicht beflügeln und sich frei  entwickeln
lassen, sondern eher Vernetzungen behindern, verlangsamen und vor allem
zu Intransparenz und Ineffektivität führen.

Eine  antirassistische  Jugendbewegung  als
Startschuss einer antirassistischen Bewegung
aller!

Jugendliche  haben  eine  starke  Schlagkraft  und  stehen  häufig  in
Auseinandersetzungen und politischen Konflikten – vor allem wenn es um
Antirassismus  und  Antifaschismus  geht  –  in  den  vordersten  Reihen  der
Proteste und Bewegungen. Da der Kampf gegen Rassismus und Faschismus
auch immer eine  Klassenfrage darstellt  und somit  nicht  mit  dem Kampf
gegen den Kapitalismus getrennt werden kann, muss eine Jugendbewegung
immer auch den Schulterschluss mit der arbeitenden Bevölkerung suchen.
Daher  haben  wir  von  REVOLUTION  schon  im  Laufe  des  Jahres  2015
zusammen mit der Gruppe Arbeitermacht einen Aufruf zur Bildung einer



bundesweiten,  antirassistischen  Bewegung  gestartet.  Dieser  stieß  leider
bisher auf wenig Resonanz. Wir freuen uns daher zusätzlich darüber, dass
s ich  nun  Jugendl iche  aus  unterschiedl ichen  Städten  über
Organisationsgrenzen  hinweg  dieser  Notwendigkeit  annehmen  und  den
Versuch starten, eine antirassistische Jugendbewegung aufzubauen. Da eine
erfolgreiche  Jugendbewegung  sehr  wohl  den  Startpunkt  für  eine
gesamtgesellschaftliche  Bewegung  abfeuern  kann,  ist  der  Aufruf  zur
Beteiligung von Organisationen über Jugendorganisationen hinaus ebenfalls
eine große Stärke der Abschlusserklärung von „Jugend gegen Rassismus“.
Wir von REVOLUTION werden uns daher bundesweit mit voller Kraft an der
Organisation der kommenden Vernetzungstreffen und Aktionen beteiligen!

Für eine antirassistische Jugendbewegung!

Diskussionsbeitrag  von  „Jugend  gegen
Rassismus“:

Am 9. Januar trafen sich 40 Aktivist*innen aus Frankfurt a.M., Magdeburg,
Wien,  Dresden,  Oldenburg  und  Berlin  um  über  gemeinsame,  konkrete
Maßnahmen  gegen  die  sich  zuspitzende  Lage  in  Deutschland  zu
diskutieren.Bereits  2015 gab es in unterschiedlichen Städten,  wie Berlin,
Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  antirassistische  Proteste  mit  mehreren
tausend Jugendlichen in Form von Schul-/Unistreiks.  Diese richteten sich
gegen die rassistischen Gesetzgebungen der Bundesregierung, die allgemein
rassistische Stimmung und unwürdige und entrechtete Situation Geflüchteter
in  Deutschland  und  Europa,  sowie  die  neue  Qualität  rechter  Hetze  und
Gewalt.  Doch während die Rassist*innen und Faschist*innen um PEGIDA,
sowie Parteien von AfD, NPD und DIE RECHTE über bundesweite Strukturen
verfügen,  mangelt  es  der  antirassistischen  Linken,  der  Jugend-  und
Arbeter*innenbewegung im vergangenen Jahr insbesondere an bundesweiter



Koordinierung und einer gemeinsamen Stoßrichtung.

Wir,  das  bundesweite  Bündnis  „Jugend  gegen  Rassismus“  wollen  einen
Beitrag  dazu  leisten,  die  regionale  Isolation  zu  durchbrechen  und  eine
antirassistische  und  antimilitaristische  Bewegung  aus  Jugendlichen,
Geflüchteten,  Arbeitslosen  und  Organisationen  der  Lohnabhängigen  in
Deutschland  aufzubauen.  Am  28.  April  rufen  wir  daher  zu  einem
bundesweiten  Schul-  &  Unistreik  gegen  Rassismus  und  die
Asylrechtsverschärfungen und für Solidarität mit Geflüchteten auf.
Wir  fordern  aber  auch  jene  Organisationen  und  Strukturen,  die  in  der
aktuelle Situation keinen Streik organisieren können dazu auf, an diesem Tag
antirassistische Demonstrationen,  Kundgebungen oder Versammlungen zu
veranstalten.Das Bündnis „Jugend gegen Rassismus fordert darüber hinaus
alle  antirassistischen  und  antifaschistischen  Organisationen  und  jene
Gliederungen  der  Gewerkschaften  und  Parteien,  die  die  rassistischen
Mobilisierungen und  Übergriffe,  die  Asylgesetzverschärfungen  und  deren
Umsetzung ablehnen, dazu auf, gegen diese zu mobilisieren und wo möglich
gegen sie in den Parlamenten zu stimmen.Wir möchten uns daher auch für
eine zentrale Mobilisierung all dieser Organisationen aussprechen, die sich
gegen die im letzten Jahr beschlossenen Asylrechtsverschärfungen [in Berlin]
wendet. Die Unterzeichner*innen setzen sich gemeinsam in ihren Regionen,
Bündnissen, Gewerkschaften und Organisationen dafür ein.

Das bundesweite Bündnis kämpft gemeinsam für folgende Forderungen:

Ermög l i chung  gese l l s cha f t l i cher  Te i l habe ,  vo l l e
Staatsbürger*innenrechte für Alle.
Nein zur Festung Europa! Nein zu Grenzkontrollen, Residenzpflicht,
Einreise-  und Aufenthaltsbeschränkungen.  Volle Bewegungsfreiheit
für alle!
Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller Geflüchteten,
keine Kompromisse bei Mindestlohn und Sozialleistungen!
Für freie Bildung, Anerkennung aller akademischen Qualifikationen



und  den  vollwertigen  Zugang  zu  Unis  und  FHs,  Schulen  und
Ausbildungsbetrieben.  Für  kostenfreie  Deutschkurse  und  weitere
Bildungsangebote für Geflüchtete.
Nein  zu  dem  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden  Wohnraums  und  Nutzbarmachung  öffentlicher
Immobilien  zur  dezentralen  und  selbstverwalteten  Unterbringung
von  Geflüchteten  und  für  massiven  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus  statt  Privatisierung!
Sofortige  Beendigung  aller  Kriegseinsätze  wie  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer
und  vor  dem  Horn  von  Afrika!  Schluss  mit  den  deutschen
Rüstungsexporten  und  der  deutschen  Aufrüstung!
Gegen  Polizeigewalt,  rassistische  und  faschistische  Angriffe!
Organisieren wir eine Selbstverteidigung und zeigen wir Solidarität
mit Betroffenen!
Gegen das Morden im Mittelmeer und die Abschottungspolitik der
EU!

Dieser Text soll Aufruf und Diskussionsbeitrag sein. Wir laden am
20./21. Februar zu einer bundesweiten Aktionskonferenz in Berlin
ein.

Für  eine  breite  antirassistische  Jugendbewegung.  Grenzenlos
solidarisch  gegen  jeden  Rassismus!



Stell dir vor es ist Schulstreik
und alle gehen hin!
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Neue Rassistische Bewegungen

Das Jahr 2015 ist vorbei. Wenn wir zurückblicken, dann sehen wir
einen extremen Anstieg von Übergriffen auf  Geflüchtete und ihre
Heime,  eine  breite  Anzahl  von  Asylgesetzverschärfungen  und  die
ansteigende Zahl von rechten, rassistischen Mobilisierungen. Blickt
man über die Grenzen Deutschlands hinweg, sieht’s nicht besser aus.
In  Europa  können  wir  seit  Jahren  eine  massive  Zunahme  von
rassistischen  Mobilisierungen  beobachten.  Nur  zwei  Beispiele:  in
Frankreich verbreitet  die Front National  seit  Jahrzehnten rechten
Populismus und befindet  sich  seit  Jahren im Aufschwung.  In  der
Ukraine haben Faschisten und ein reaktionäres Regime in den letzten
J a h r e n  s ä m t l i c h e  l i n k e  O r g a n i s a t i o n e n  u n d  d i e
Arbeiter_innenbewegung  zerschlagen.

Zeitgleich ist in der gesamten EU Abschottung angesagt. Dabei sind
die imperialistischen Länder Westeuropas, allen voran Deutschland,
hauptverantwortlich  dafür,  dass  Millionen  Menschen  zur  Flucht
gezwungen  werden.  Jahrhundertelange  Ausbeutung,  militärische
Interventionen  und  Unterstützung  reaktionärer  Regime  und
Diktaturen  durch  beispielsweise  Waffenexporte  sind  unerlässliche
Mittel  zur  Sicherung  der  Profite  westlicher  Konzerne  und  der
Machtinteressen  von  Ländern  wie  Deutschland.
Umso zynischer ist es, wenn die Verursacher von Ausbeutung und
Krieg auch noch festlegen, wer von den Millionen Geflüchteten, vor
Not und Elend fliehen darf. Als Antwort auf die steigende Anzahl von
Geflüchteten, sollen nun die Außengrenzen wieder „sicher“ gemacht
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werden.  Wer  al lerdings  „nützl ich“  ist  und  eine  „gute
Integrationsperspektive“ vorzuweisen hat, darf bleiben, die anderen
sollen  möglichst  rasch wieder  deportiert  werden.  So wurden alle
Balkanländer zu sicheren Herkunftsländern erklärt, womit Roma und
Sinti jederzeit abgeschoben werden können. Die Türkei gilt trotz des
Krieges  gegen  das  kurdisches  Volk  und  der  immer  offeneren
diktatorischen Herrschaft Erdogans als „sicheres Herkunftsland“, das
bei der Stärkung der Festungsmauern Europas kräftig mitwirken soll.
Aber trotz alledem war 2015 auch ein Jahr, in dem viele Menschen
ihre Solidarität mit den Geflüchteten zum Ausdruck brachten. Viele
sind nach wie vor in Supporter_innenstrukturen aktiv. Viele wollen
sich  gegen  staatlichen  Rassismus  und  rechte  Mobilisierungen
wehren. Aber diese Aktivitäten bleiben oft vereinzelt, lokal begrenzt –
und damit weit weniger wirksam als notwendig.

Schulstreikaktionen

Am 19.11.2015 gab es in verschiedenen Städten Schulstreiks und
Solidaritätsaktionen. Jugendliche gingen in Frankfurt am Main unter
dem Motto „We all need Education“ auf die Straße, in Bremen und in
Berlin unter dem Motto „Ob PEGIDA oder Staat, brennende Heime
sind die Früchte ihrer Saat“. In Göttingen, Kassel, sowie München
gab es Solidaritätsaktionen von Schüler_innen und Student_innen.
Insgesamt  waren  mehr  als  4000  Jugendlichen  an  diesem  Tag
bundesweit  auf  der  Straße  um  ein  klares  Zeichen  gegen  die
rassistischen Mobilisierungen, aber auch den staatlichen Rassismus
zu setzen.

Jetzt  stellen  sich  Viele  die  Frage:  Wie
geht’s  weiter?  Was  kommt  nach  dem



Streik?

Die rassistische Bewegung wird nicht abnehmen. Vielmehr besteht
die Gefahr dass sie größer wird. Denn während Seehofer für eine
Obergrenze für Geflüchtete argumentiert und weiter Menschen im
Mittelmeer ertrinken, gibt es nichts was die rechten Kräfte davon
abhält weiter zu mobilisieren und zu hetzen. Das wirft die Frage auf:
Was können wir tun?

Die  Antwort  hört  sich  einfach  und kompliziert  zu  gleich  an:  Wir
brauchen  eine  bundesweite,  antifaschistische  und  antirassistische
Jugendbewegung!
Doch was heißt das konkret? Was braucht eine Bewegung damit sie
Erfolg  hat?  Zunächst  einmal  sollte  sie  gemeinsame  Forderungen
aufwerfen.
Als Forderungen schlagen wir von REVOLUTION vor:

Volle  demokratische  und  politische  Rechte,  volle
Staatsbürgerrechte für Alle.
Nein  zu  Grenzkontrollen,  Residenzpflicht,  Einreise-  und
Aufenthaltsbeschränkungen! Volle Bewegungsfreiheit für alle
Geflüchteten!
Für  das  Recht  auf  Arbeit  und  die  gewerkschaftliche
Organisierung  aller  Geflüchteten,  keine  Kompromisse  bei
Mindestlohn und sozialer Sicherung! Für freie Bildung und
die  sofortige  Abschaffung  aller  Extragebühren  für
Deutschkurse und Bildungsangebote für Geflüchtete!
Nein  zum  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden  Wohnraums  zur  Unterbringung  von
Geflüchteten  und  den  massiven  öffentlichen  Ausbau  des
sozialen  Wohnungsbaus  statt  Privatisierungen  und
Immobilienspekulationen!
Sofortige  Beendigung aller  Kriegseinsätze  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und vor dem Horn



von Afrika, Schluss mit den deutschen Rüstungsexporten und
der deutschen Aufrüstung!
Für das Recht auf  Selbstverteidigung gegen Polizeigewalt,
rassistischer und faschistischer Angriffe!

Aber eine Bewegung besteht natürlich nicht nur in erster Linie aus
Forderungen, sie muss versuchen, um diese herum zum mobilisieren
und eine solche Kraft aufzubauen, dass sie in der Gesellschaft gehört
und durchgesetzt werden. Kurz, es gilt eine Bewegung aufzubauen,
die auch über den nötigen sozialen Rückhalt verfügt.
Bundesweite Vernetzung Die Aktionen in den Städten liefen bisher
jedoch recht isoliert ab und fanden kein bundesweites Gehör. Ein
Schritt in Richtung Bewegung besteht darin, die bereits bestehenden,
unterschiedlichen Bündnisse aus den Städten für eine gemeinsame
Aktion,  also  einen  bundesweiten  Streiktag  oder  einer
Großdemonstration, zu gewinnen. Gemeinsame zentrale Forderungen
wie  die  nach  offenen  Grenzen,  der  Enteignung von  ungenutztem
Wohnraum  oder  das  Recht  auf  gleiche,  kostenlose  Bildung  und
Ausbildungsplätze für Alle werden so besser wahrgenommen, da die
gesamte Aktion mehr Leute erreicht.
Vernetzung muss es aber nicht nur auf bundesweiter Ebene, sondern
auch vor Ort, an den Schulen, an Unis, in den Berufsschulen und
Betrieben  oder  in  den  Stadtteilen  geben.  So  kann  man  sich
untereinander  austauschen  und  unerfahrene  Aktivist_innen,  die
gerade ihren ersten Schulstreik oder ihre erste Aktion planen wollen,
unterstützen. Vor allem aber können diese Menschen nicht nur als
Teilnehmer_innen,  sondern  auch  als  Aktivist_innen  gewonnen
werden.

Kämpfe verbinden

In der aktuellen Situation, in der Geflüchtete und ihre Unterkünfte,
sowie Linke angegriffen werden, muss man sich fragen, was dem
rassistischen Mob schlagkräftiges entgegen setzten kann. Dass die



Polizei, wie sie in Heidenau, Freital oder auf vielen Demonstrationen
gezeigt  hat,  nicht  daran interessiert  ist,  Geflüchtete  zu schützen,
wirft die Frage nach der Organisierung von Selbstverteidigung auf.
Doch um diese umzusetzen, braucht man Massen an Menschen und
Rückhalt in der Bevölkerung.

Klassenfrage

Der  Kampf  gegen  Rassismus  ist  auch  eine  Klassenfrage.  Rechte
argumentieren gerne mit der Rhetorik „Das Boot ist voll“ und der
Angst,  dass  die  Geflüchteten  die  Arbeit  und  den  Wohnraum
wegnehmen.  Dieser  Spaltung,  die  nicht  nur  von  den  Rechten,
sondern  auch  von  den  Unternehmer_innen  und  der  „Mitte“  der
Gesellschaft  vorangetrieben  wird,  müssen  wir  uns  aktiv
entgegenstellen!  Integriert  man  Geflüchtete  in  die  Kämpfe  der
Arbeiter_innenklasse für Mindestlohn, bessere Arbeitsbedingungen,
für  Arbeitszeitverkürzung,  für  Ausbau  sozialen  Wohnraums,  die
Enteignung von Immobilienspekulanten usw.,  so kann daraus eine
enorme  Stärke  entstehen.  Wir  treten  daher  dafür  ein,  dass
Flüchtlinge  in  Gewerkschaften  aufgenommen  werden.
Dass der Kampf gegen Rassismus und für gemeinsame Interessen in
die  Gewerkschaften  und  Betriebe  getragen  wird,  ist  aus  zwei
Gründen wichtig. Erstens, um die reale Spaltung zu bekämpfen und
gegen  Chauvinismus  und  Rassismus  unter  Lohnabhängigen  zu
agieren.  Zweitens,  weil  die  Arbeiter_Innenklasse  aufgrund  ihrer
Stellung  in  der  Produktion  und  die  Gewerkschaften  als
Massenorganisationen tatsächlich die Macht hätten, den staatlichen
Rassismus  zu  bekämpfen,  Selbstverteidigungsorganisationen  von
Migrant_Innen, Linken und Jugendlichen zu unterstützen und durch
politische Demonstrationen und Streiks gleiche Rechte für alle zu
erkämpfen.



How to Schulstreik

In  der  Vergangenheit  mobilisierten  wir  von  REVOLUTION  für
mehrere  Schulstreiks.  Sei  es  in  der  Bildungsstreikbewegung,  die
2009 ihren Höhepunkt hatte, oder die zwei im letzten Jahr, wo wir
zusammen mit dem Refugee Schul- und Unistreik Berlin im Sommer
7000 und im November 2014 3500 Teilnehmer_innen auf die Straße
gebracht haben. Ein Schulstreik legt zwar keine Produktion lahm, ist
aber  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  des  zivilen
Ungehorsams.  Er  hat  die  Möglichkeit,  politische  Forderungen
aufzuwerfen, ohne das man viel Angst haben muss, von der Schule zu
fliegen.  Zusätzlich  polarisiert  ein  solcher  Streik  die  politische
Stimmung  in  den  Bildungseinrichtungen  und  öffnet  diesen  –  oft
abgeschotteten Ort Schule – für politische Debatten.

Aber  nun  ist  die  Frage:  Wie  wird  ein  erfolgreicher  Schulstreik
überhaupt organisiert?
Zu aller erst ist es wichtig das politische Klima in deiner Stadt und
die  aktuelle  Situation  zu  beachten.  Gab  es  rassistische
Mobilisierungen oder Übergriffe? Gab es schon Kundgebungen oder
Gegenmobilisierungen  zu  diesem  Thema  und  gibt  es  eventuell
Schulen,  an  welchen  Schüler_innen  an  der  Organisation  dieser
Proteste beteiligt waren? Oder gab es sogar schon Schulstreiks in
deiner  Stadt,  an  welche  angeknüpft  werden  können?  Solche
Vorbedingungen  sind  natürlich  hilfreich  bei  der  Organisation
zukünftiger  Aktionen.
Aber auch wenn es in euren Städten noch nichts dergleichen vorher
gab, heißt es noch lange nicht, dass ein Streik erfolglos sein muss.

Mobilisierung ist Handarbeit!
Hat man eine Aktion geplant,  ist  es klar,  dass man möchte, dass
möglichst  viele  Leute  zu dieser  kommen.  Doch wie  erreicht  man
möglichst  Viele?  Internetpräsenz  ist  hierbei  ein  wichtiges  Mittel.



Beispielsweise  eine  Facebook-Veranstaltung  die  regelmäßig
aktualisiert wird und in der auch inhaltliche Sachen geteilt werden
können,  zahlt  sich  aus.  Aber  alleine  hat  eine  Veranstaltung  auf
Facebook nicht den gleichen Einfluss wie direkte Mobilisierungen für
Aktionen vor Schulen. Im Vorfeld zum letzten Schulstreik in Berlin
2015 haben wir an über 80 Schulen geflyert, plakatiert und kurze
Kundgebungen gehalten. Dies sorgt dafür, dass Jugendliche direkt
erreicht  werden,  die  sonst  nicht  in  der  linken Szene ihrer  Stadt
rumhängen und mit dem Thema noch nicht vertraut sind. Darüber
hinaus erreicht man nicht nur mehr Leute, man sorgt auch dafür dass
in der Schule selber Diskussionen geführt werden. Mitschüler_innen,
die gegen die Aktion oder gar Rassisten sind, werden gegen den
Streik argumentieren und Gespräche eröffnen, die zur Politisierung
und Mobilisierung der Mitschüler_innen genutzt werden können.

Und eine solche Mobilisierungstour ist auch nicht schwer zu starten.
Das  Material  kann  von  lokalen  oder  bundesweiten  Bündnissen
verwendet werden, Boxen und Mikrofon müssen organisiert werden
und schon kann’s losgehen. In den Pausenzeiten wird sich vor die
Schule gestellt, Musik wird abgespielt, Flyer verteilt und zu einem
günstigen Zeitpunkt ein kurzer Redebeitrag gehalten. Vorher oder
nachher lohnt es sich noch um die Schule herum zu plakatieren, so
dass  die  Schüler_innen  auch  nach  der  Kundgebung  noch  an  die
Aktion erinnert werden.

Das Gute an einer Mobitour: Man verteilt nicht nur die Materialien
und bewirbt die Schulen, sondern hat selber auch einen Lerneffekt.
Flyert  man  vor  unterschiedlichen  Schulen  und  spricht  mit
Schüler_innen über die Aktion, sieht man wo die Flyer gut ankommen
und  wo  nicht,  welche  Schulen  ein  gutes  Mobilisierungspotential
h a b e n  u n d  w i e  v e r s t ä n d l i c h  u n d  ü b e r z e u g e n d  d a s
Mobilisierungsmaterial  ist.

Aber  nicht  nur  Schüler_Innen  können  für  den  Schulstreik



mobilisieren.  Auch  unsere  Lehrer_innen  können  sich  positiv  wie
negativ daran beteiligen. Interessierte Lehrer_innen, die den Streik
beispielsweise  unterstützen,  können  der  Thematik  im  Unterricht
Raum  für  Diskussion  geben  oder  die  Mobilisierung  aktiv
unterstützen.  Aber  auch  Lehrer_innen  oder  Schulleiter_innen,  die
versuchen  einen  vom verteilen  abzuhalten  und  gegen  die  Aktion
wettern, bieten die Möglichkeit für einen positiven Auftritt.

An deiner Schule kann man keine Arbeit
machen?

Du irrst dich gewaltig! Über das Verteilen von Materialien hinaus,
kann an deiner Schule eine ganze Menge gehen. Hat man erstmal
Materialen verteilt, lohnt es sich einen Aushang zu machen und sich
mit  interessierten  Schüler_innen  zu  treffen.  Hat  man  erstmal
interessierte Mitschüler_innen mobilisiert, lohnt es sich Aktions- und
Streikkomitees  aufzubauen  um  gemeinsam  an  deiner  Schule  zu
arbeiten. Wir von REVOLUTION helfen dir gerne dabei und haben
darin auch schon einiges an Erfahrung gesammelt. Aber nicht nur
kleine Kundgebungen, Diskussionsveranstaltungen oder der Aufbau
von Komitees kann für die Mobilisierung genutzt werden. Laut dem
Schulgesetz  haben  Schüler_innen  das  Recht  Vollversammlungen
abzuhalten. Diese geben die Möglichkeit vor der gesamten Schule
Probleme zu thematisieren und in einen größeren Kontext zu setzten.
Gibt  es  zum  Beispiel  Lehrer_innen,  welche  sich  rassistisch  im
Unterricht äußern? Gibt es Mitschüler_innen von euch, welche von
einer Abschiebung bedroht sind? All dies kann genutzt werden um
euren Mitschüler_innen aufzuzeigen wie sehr das Thema Rassismus
den Alltag bestimmen kann, auch wenn politische Themen für einen
selbst  oft  den  Anschein  erwecken,  man  selbst  oder  seine
Freund_innen  wären  davon  nicht  betroffen.



Die komplette Mobi ganz alleine machen?

Natürlich muss die  Mobilisierung nicht  alleine gestemmt werden.
Umso mehr Organisationen im Boot sind und sich an einer Bewegung
beteiligen,  umso  einfacher  und  breiter  kann  die  Mobilisierung
durchgeführt  werden.  Vor  allem  die  Einbindung  der  großen
Organisationen  der  Arbeiter_innenklasse  (SPD  und  Linkspartei)
spielen hierbei eine wichtige Rolle, die Bewegung in breite Schichten
der  Gesellschaft  zu  tragen und die  Mobilisierung stark  über  das
linksradikale  Spektrum hinaus  auszuweiten.  Hierbei  ist  es  jedoch
sehr wichtig,  dass sich revolutionäre Jugendliche nicht den Mund
verbieten lassen von diesen großen Organisationen.  Während der
gesamten Vorbereitung, Mobilisierung und Aktion, muss klar sein,
dass es sich um ein zeitlich begrenztes Bündnis und Aktion handelt.
Über  die  gemeinsamen  Materialen  des  Bündnisses,  muss  allen
beteiligten  Organisation  erlaubt  sein,  ihre  eigene  Materialien  zu
verteilen,  auch  wenn  in  diesen  die  Politik  von  Organisation  im
Bündnis kritisiert wird. Nur so kann eine Bewegung aus der vollen
Ideensammlung entscheiden, was der richtige Weg nach vorne ist.

Du  hast  Interesse  an  deiner  Schule  zu  arbeiten  und  willst
Unterstützung  beim  Aufbau  eines  Aktions-  oder  Streikkomitees?
Dann  melde  d ich  bei  uns!  Schreib  e ine  Nachr icht  an
germany@onesolutionrevolution.de  oder  auf  Facebook.

https://onesolutionrevolution.de/germany@onesolutionrevolution.de
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Erzieher_Innenstreik  in
Kassel
Am  19.  März  streikten  vor  dem  Kasseler  Rathaus  über  1.000
Beschäft igte  des  Sozialen  Dienstes  (Erzieher_Innen,
Heilpädagog_Innen,  Sozialarbeiter_Innen,  Kinderpfleger_Innen,
SozialassistentInnen  u.a.)  für  mehr  Anerkennung,  eine
Höhergruppierung und bis zu 10% mehr Lohn. Anschließend zog eine
Demonstration  durch  die  Innenstadt  zum  Streiklokal.  Mit  dabei
waren auch über 20 Studierende der Erzieher_Innenausbildung an
der Fachschule für  Sozialpädagogik der  Elisabeth-Knipping-Schule
Kassel.  Diese  zeigten  mit  Transparenten  und  Schildern  ihre
Solidarität mit den schon ausgelernten KollegInnen und beteiligten
sich an dem Warnstreik statt den Unterricht zu besuchen. Leider
trauten sich etliche Auszubildende nicht, der Schule fern zu bleiben
und  Fehlzeiten  zu  riskieren,  u.a  weil  sie  Ärger  mit  dem  BAföG
befürchteten.

Bereits  Anfang  2015  hatten  angehende  Erzieher_Innen  (darunter
organisierte  Mitglieder  von  SAV  und  REVOLUTION)  der  Schule
begonnen,  das Thema in den Studierendenrat  der Fachschule für
Sozialpädagogik  einzubringen,  Informationen  zu  sammeln  und
Kontakt  zu den Gewerkschaften ver.di  und GEW sowie zu linken
Organisationen und Parteien aufzubauen.

Auf  einer  einberufenen  Vollversammlung  der  Fachschule  Ende
Februar 2015 informierten eine Betriebsrätin und Erzieherin, eine
ver.di Funktionärin und der Studierendenrat über die Forderungen
und den bevorstehenden Arbeitskampf sowie allgemein zum Thema
gewerkschaftliche Organisierung. Eine überwältigende Mehrheit der
Anwesenden sprach sich dann anschließend in  einer  Abstimmung
dafür aus,  dass der Studierendenrat den Arbeitskampf solidarisch
begleiten sollte.

https://onesolutionrevolution.de/erzieher_innenstreik-in-kassel/
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Am 26. März trafen sich dann linke Organisationen, Mitglieder des
Studierendenrates,  Gewerkschafter_Innen  und  Arbeiter_Innen  in
sozialen  Berufen  zur  konst i tuierenden  Sitzung  eines
Solidaritätskomitees für die Streikenden. Ziel soll es sein den Streik
auch von außen zu unterstützen und sich zu vernetzen. Am 8. April
folgte  dann  in  Kassel  der  zweite  Warnstreik  mit  einer  –  auch
ferienbedingten  –  geringeren  Beteiligung  von  insgesamt  ca.  700
Streikenden.

Momentan verrät die Gewerkschaftsführung von ver.di jedoch sowohl
die streikenden angestellten Lehrer_Innen und die GEW, als auch die
ArbeiterInnen  im  Sozialen  Dienst,  denn  sie  hat  bereits  in  den
Auseinandersetzungen  der  Angestellten  des  Landes  einem
Tarifvertrag zugestimmt. Damit nimmt sie den Druck aus dem Kessel
und verhindert effektive Streiks. Noch dazu ist der Tarifvertrag mit
mickrigen  Lohnzuwächsen  ziemlich  bescheiden.  Wir  rufen  die
Angestellten  der  Länder  dazu  auf  bei  der  Abstimmung über  den
Tarifvertrag mit NEIN zu stimmen und die Streiks im Sozialen Dienst
und bei den angestellten Lehrer_Innen auszuweiten.

Ein Artikel von Alex DeLarge, REVOLUTION Kassel

Rebellion der Basis –  Streik
der LehrerInnen in Chile
Gastbeitrag: Peter Robe, Aktivist bei WaffenDerKritik und der
Revolutionären  Internationalistischen  Organisation  (RIO),
berichtet  aus  Santiago  de  Chile.

Chile  ist  vor  allem  durch  die  massive  und  kämpferische
Studierendenbewegung  bekannt.  Doch  jetzt  gehen  auch  die
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LehrerInnen in den Kampf über – und das gegen die Führung ihrer
Gewerkschaft.

 

Eine Regierung der Versprechungen

2011  haben  die  Studierenden  mit  ihren  monatelangen  Streiks,
Besetzungen,  Demonstrationen  das  gesamte  Regime  in  Frage
gestellt,  das  direkt  aus  der  Militärdiktatur  von  Agosto  Pinochet
(1973-1990)  hervorgegangen  ist.  Nachdem  auch  2012  und  2013
immer wieder Proteste entbrannt sind, gab es im ganzen Jahr 2014
nur drei massive Demonstrationen.

Dies liegt zum Einen an der Führung der Studierendenbewegung, die
sich  weniger  um  die  Mobilisierung  für  die  kostenlose  Bildung
gekümmert  hat,  als  einen  guten  Eindruck  bei  der  Regierung  zu
machen. Zum Anderen liegt dies an eben dieser Regierung der sog.
Nueva Mayoría (Neue Mehrheit),  die  zu Beginn des Jahres unter
Führung von Michelle Bachelet angetreten ist und neben anderen
Projekten  auch  eine  Bildungsreform  versprochen  hat.  Mit  dieser
sollte dem Markt in der Bildung ein Ende gesetzt werden. Doch die
Regierung hat bei den Reformprojekten, die sie bisher durchgebracht
oder  vorgestellt  hat,  gezeigt,  dass  sie  dem  Druck  der  rechten
Parteien und den Bossen nicht standhält, sondern in ihrem Dienste
handelt. Nichtsdestotrotz konnte sie durch die Versprechungen die
Forderungen,  die  in  den  vergangenen  Jahren  auf  der  Straße
artikuliert  wurden,  aufsaugen  und  somit  die  Proteste  abdämpfen.

Dies  liegt  zu  einem  großen  Teil  auch  an  der  Rolle,  die  die
Kommunistische Partei spielt. Sie ist der historische Referenzpunkt
innerhalb  der  ArbeiterInnenbewegung  und  führt  den
Gewerkschaftsdachverband CUT an. Sie schloss sich vor den Wahlen
der Concertación an, die von dem Ende der Militärdiktatur bis 2009
durchregierte und ein Bündnis aus der Sozialdemokratie und den
Christdemokraten darstellt. Diese Allianz wurde daraufhin in Nueva



Mayoría umgetauft und brachte zustande, das die KP seit 40 Jahren
wieder Teil der Regierung ist. Ihre Rolle ist klar: Den Unmut von der
Basis  angesichts  der  falschen  Versprechungen  der  Regierung
auffangen und kontrollieren  –  wenn nötig  auch  mit  sporadischen
Mobilisierungen.

Ein antibürokratisches Phänomen unter den LehrerInnen

Diese Aufgabe wurde bisher relativ gut erfüllt. Auch Jaime Gajardo,
Vorsitzender  der  Lehrergewerkschaft  Colegio  de  Profesores  und
Mitglied der KP, konnte seinen Teil dazu beitragen. Erst im Juli hatte
es einen Eklat gegeben, als die LehrerInnen in einer landesweiten
Abstimmung  einen  Vorschlag  der  Regierung  ablehnten.  Diese
Entscheidung wurde zwar von der Bürokratie  durch ein Manöver
wieder  umgekehrt,  doch  folgten  darauf  im  Laufe  des  Oktobers
weitere Streiks gegen die Bildungsreform der Regierung und ihre
Vorschläge gegenüber den LehrerInnen. Bevor es am 10. November
zu  dem  angekündigten  unbefristeten  Streik  kommen  konnte,
handelte  der  Gewerkschaftsführer  hinter  dem  Rücken  der
LehrerInnen in einem Telefongespräch mit dem Bildungsministerium
zwei der fünf von den LehrerInnen erhobenen Forderungen heraus
und erklärte die Kampfaktionen für beendet.

Streik  der  LehrerInnen  in  Chile  –  Über  40.000
beteiligen  sich  über  das  ganze  Land  hinweg,
organisiert  von  der  eigenen  Basis

Doch anstatt damit die Basis wie erhofft auszubremsen, entstand eine
wahrhaftige  Rebellion  im  ganzen  Lande.  Es  begann  erst  in  den
entlegenen  Regionen,  in  Patagonien  im  Süden  und  im
wüstengeprägten  Norden.  LehrerInnen  organisierten
Versammlungen in ihren Schulen, um den Ausstand für die Erfüllung
aller  Forderungen  und  die  Ablehnung  der  bürokratischen
Entscheidung  ihrer  Gewerkschaftsführung  zu  beschließen.  „Alles
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oder nichts“, „sie repräsentieren uns nicht“ wurde im ganzen Land
lautstark  von  den  LehrerInnen  skandiert.  Seitdem  hat  sich  die
Situation weiterentwickelt: In mehr als 200 Gemeinden im ganzen
Land sind mehr als 40.000 LehrerInnen mobilisiert, auf Ebene von
Städten  und  Regionen  (vergleichbar  mit  Bundesländern)  wurden
Versammlungen mit massiver Beteiligung organisiert.  Es wird der
Rücktritt und die Neuwahl des Postens von Jaime Gajardo gefordert.
Dieser  musste  zurückrudern  und  den  Runden  Tisch  mit  dem
Bildungsministerium verlassen. Am vergangenen Sonntag wurde die
Vereinbarung mit der Regierung wiederum bestätigt. Währenddessen
treffen die LehrerInnen selbst die Entscheidung über den Ablauf des
Kampfes und stellen eines der fortschrittlichsten Phänomene in der
ArbeiterInnenklasse  in  Chile  dar,  indem  sie  offen  und  in  ihren
Aktionen  ihre  bürokratische  Führung  in  Frage  stellen.  Dieses
Phänomen hat man schon 2013 sehen können, wo diverse Streiks
Tendenzen zu Solidaritätsstreiks und der Bildung von Organen der
ArbeiterInnendemokratie erkennen ließen – in einem Land, indem
Streiks de facto illegal sind.

Ausweitung, Koordinierung, Solidarität

Die Studierenden bleiben weit hinter dem Kampf der LehrerInnen
zurück. Doch in zahlreichen Schulen treten die SchülerInnen für ihre
LehrerInnen in den Ausstand oder besetzen sogar ihre Institutionen.
Diese  Beispiele  müssen  ausgeweitet  und  verallgemeinert  werden.
Genauso braucht es ein landesweites Treffen der LehrerInnen, um
den Kampf zu koordinieren. Im gleichen Sinne muss die Forderung
nach dem Rücktritt Gajardos und der Neuwahl multipliziert werden
und der Streik von der Basis überall dort organisiert werden, wo er
noch nicht  stattfindet.  Die  LehrerInnen der  Partei  Revolutionärer
ArbeiterInnen (PTR), die sich mit Unabhängigen in der Gruppierung
Unsere  Klasse  organisieren,  stellen  alle  ihre  Kräfte  für  diese
Aufgaben zur Verfügung, um von dieser partiellen Infragestellung zur
Perspektive  der  Neugründung  der  LehrerInnengewerkschaft  auf
klassenkämpferischer  und  demokratischer  Grundlage  zu  gelangen.



Kasten: Was fordern die LehrerInnen in Chile?

Die LehrerInnen in Chile müssen in schlechten Verhältnissen und zu
einem  miserablen  Lohn  arbeiten.  Nicht  selten  sieht  man  das
Phänomen  der  „Taxi-LehrerInnen“  –  jene  PädagogInnen,  die  von
einer Schule zur anderen pendeln müssen, um über die Runden zu
kommen.  Dabei  gibt  es  fünf  zentrale  Forderungen,  die  seit
Jahrzehnten  erhoben  werden.

Erhöhung des Mindestlohns.1.
Einstellung aller  LehrerInnen im gleichen Vertrag und im2.
gleichen Unternehmen.
Vergütungsbonus  bei  Pensionierung.  Die  Rente  der3.
LehrerInnen beträgt weniger als 300 Euro.
Schluss mit der Ü Aufteilung der Präsenzstunden und der4.
Vorbereitungszeit von 50/50, um die Qualität des Unterrichts
zu gewährleisten.
Schluss  mit  den  „historischen  Schulden“  des  chilenischen5.
Staates,  die  daraus  entstanden,  dass  der  Lohn  der
LehrerInnen mit der Militärdiktatur um 2/3 gekürzt wurden.

Wie  die  Schule  Geschichte
schreibt…
In vielerlei Hinsicht spiegelt die Schule nur das kapitalistische
Sys tem  wieder :  Das  Notensys tem  g le i ch t  dem
Konkurrenzkampf auf dem Arbeitsmarkt, Frauen und Mädchen
werden gern mal sexistisch behandelt, die Unterordnung unter
die  Hierarchie  der  Lehrkraft  bereitet  uns  auf  die
Unterordnung  unter  unseren  späteren  Chef  vor.
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Schulstreik in Berlin 2014 – Kampf für freie Bildung

Die  Schule  hat  außerdem  die  Aufgabe  uns  ideologisch  in  das
kapitalistische  System zu  integrieren.  Besonders  betrifft  das  jene
Fächer, die bezwecken, uns die Gesellschaft und ihre Entwicklung zu
–  „erklären“  –  Politikwissenschaft,  Geschichte,  Sozialkunde,
Gesellschaftslehre,… die Fachbezeichnungen variieren, aber letztlich
ist  es  überall  das  gleiche  Geschenk  mit  verschieden  bunten
Verpackungen.

Die Ideologie hinter den Gesellschaftswissenschaften in der Schule
ist  simpel:  Wir  sollen  das  bestehende  System  als  unabänderlich
hinnehmen, wir sollen mit dem System versöhnt werden, am Besten
noch bevor wir es hinterfragen. Um es gleich klar zu stellen: Wir
reden  hier  von  dem,  was  die  Kultusministerien,  die  hinter  den
Lehrplänen stecken,  gerne hätten.  Wir  reden keinesfalls  von den
Lehrer_Innen. Unter ihnen können sich sowohl die größten Fans des
Kapitalismus und der bürgerlichen Demokratie befinden,  als  auch
Lehrer_Innen die teilweise recht starke Kritik an diesem haben.

Dementsprechend  offen  sind  diese  Lehrkräfte  auch  für  kritische
Anmerkungen zu den jeweiligen Themen; bei manchen stoßen wir auf
offenen Ohren, bei anderen werden wir im Satz unterbrochen und es
wird nicht weiter auf uns eingegangen.

Die  Schule  hat  hier  also  die  Aufgabe  einer  Ideologieintegration,
übrigens  eines  der  Hauptziele  des  kapitalistischen  Staates:  Die
Unterdrückten  (Lohnarbeiter_Innen,  Arbeitslose,…)  sollen  mit  der
herrschenden  Klasse  versöhnt  werden,  die  Klassengegensätze
werden verwischt,  ja  schlicht  nicht  erwähnt.  Wir  alle  werden zu
Bürger_Innen der Nation.

Betrachten  wir  einmal  den  Geschichtsunterricht.  Wir  als
Marxist_Innen wissen: „Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft
ist  die  Geschichte  von  Klassenkämpfen.“  [Karl  Marx  /  Friedrich
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Engels:  Das Manifest  der kommunistischen Partei,  1848].  Um die
geschichtliche  Entwicklungen  analysieren  zu  können,  müssen  wir
diese  auf  ihre  Ursachen  zurückzuführen,  eben  den  Klassenkampf
zwischen  Unterdrückten  und  Herrschenden.  Dabei  hilft  der
h i s t o r i s c h e  M a t e r i a l i s m u s .
http://www.onesolutionrevolution.de/marxismus/grundlagen-des-marx
ismus-historischer-materialismus/  Diese wissenschaftliche Methode
wird uns in der Schule nicht gelehrt.

Dort, wie auch in der bürgerlichen Geschichtswissenschaft allgemein,
ist  die  Geschichte  eine  mehr  oder  weniger  lose  Abfolge  von
Geschehnissen,  die  nur  teilweise  in  Zusammenhang  gebracht
werden. Vor allem wird oft sehr ausführlich über die „großen guten
und  schlechten“  Personen  der  Geschichte  unterrichtet:  Cäsar,
Ludwig  der  XIV.,  Napoleon,  Hitler,…selten  wird  im  Unterricht
hingegen über die unterdrückten Klassen der Geschichte gesprochen.

An  manchen  Stellen  der  Geschichte  tritt  dieser  Klassenkampf
allerdings ganz offen zu Tage und er ist nicht zu ignorieren. Das
entscheidende ist aber, ob diese Kämpfe positiv oder negativ behaftet
vermittelt  werden.  Die Französische Revolution 1789,  welche den
Adel  stürzte  und  das  Bürgertum  an  die  Macht  brachte,  wird
beispielsweise positiv dargestellt.  Klar,  denn in jener Zeit wurden
ganz  entscheidende  Grundsteine  für  den  modernen  bürgerlichen
Staat  gelegt,  z.B.  der  Schutz  des  Privateigentums  oder  der
Parlamentarismus.

Hingegen wird jene Revolution, die die Arbeiter_Innenklasse erstmals
an die Spitze eines Staates brachte, die russische Oktoberrevolution
1917, verteufelt. Das ganze habe direkt in die Diktatur geführt. Das
Problem ist hier, dass jede Differenzierung zwischen einer Diktatur
der Bourgeoisie und einer des Proletariats fehlt. Richtig traurig wird
es, wenn es um den Stalinismus geht; auch in der Schule wird er
gern als Beweis herangeführt, dass der Kommunismus eine grausame
Diktatur einer grauen Welt aus Plattenbauten sei.
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Das  der  Stalinismus  keinesfalls  den  vollendeten  Kommunismus
darstellt  (keine  demokratischen  Räte,  keine  demokratische
Planwirtschaft, nach wie vor Existenz einer Währung,…), dass fehlt
im Geschichtsbuch. Der Fokus liegt auf der politischen Verfolgung
und dem Morden, des stalinistischen Terrors. Doch diese Politik steht
im  Gegensatz  zu  jeder  Form  kommunistischen  Denkens  –  Diese
Aussage wird ungern betrachtet. Hier liegt ein wesentlicher Grund,
warum uns im Alltag immer Skepsis widerfährt, wenn wir uns als
Kommunist_In  outen.  Eine  kritische,  zielführende  Reflektion  der
Sowjetunion  ist  nicht  erwünscht,  da  die  Auseinandersetzung  mit
dieser Gesellschaftsform die Macht der Kapitalist_Innen bedroht.

Im Politikunterricht geht diese Ideologisierung weiter, hier sollen wir
auf den Geschmack der parlamentarischen Demokratie kommen.

Beispiel? Bitte schön! Von jenen Artikeln des Grundgesetzes, wird
der erste im Unterricht am meisten gehypt: Die Würde des Menschen
ist unantastbar. Klingt doch gut, oder? Problem: Der Staat selbst tritt
dieses  Grundrecht  (gilt  für  alle  in  Deutschland  LEBENDEN
Menschen!) mit Füßen, wie es ihm passt. Flüchtlinge wissen ein Lied
davon zu singen. Auch das bleibt je nach Lehrkraft außen vor, bei
manchen wird es behandelt.

Entscheidend  ist  aber,  dass  unsere  Politisierung  bitteschön  im
Rahmen der „freiheitlich demokratischen Grundordnung“ stattfindet.
Sprich:  Rührt  nicht  an  der  herrschenden  Ordnung!  Für  Linke
bedeute t  d ies ,  dass  w i r  auch  schon  ma l  ge t reu  der
„Extremismustheorie“ mit Rechten in einen Topf geworfen werden –
Dies kann auch in der Schule passieren.

Kritisches Denken ist in der Schule nicht verboten, jedoch wird oft
wenig  getan  es  bei  den  Schülern  zu  fördern.  Vor  allem  für
Hauptschüler, welche oft am meisten von Ausbeutung beim Arbeiten
bedroht  sind.  Viel  häufiger  bekommt  man  die  Lehrinhalte  durch
Frontalunterricht  eingetrichtert  und  muss  sie  aufsaugen  wie  ein
Schwamm.



Wir  sehen  also,  dass  diese  Fächer  stark  von  der  herrschenden
Ordnung abhängig sind und diese rechtfertigen. In Nazideutschland
äußerte  sich  das  besonders  extrem;  Rassenlehre  stand  auf  dem
Lehrplan.

Gerät das System durch Krisen ins Schlingern, wird die ideologische
Indoktrinierung noch zunehmen. So z.B. aktuell in der Ukraine, wo
die  Schulgeschichtsbücher  Stepan  Bandera  –  einen  ukrainischen
Nazi, der mit Nazideutschland zusammen arbeitete – seit diesem Jahr
als Nationalhelden feiern.

Auch  in  Deutschland  will  die  rechtspopulistische  AfD  den
Geschichtsunterricht auf das 19. Jahrhundert umgewichten, weg von
allem  Leid,  dass  Deutschland  im  20.  Jahrhundert  über  die  Welt
brachte.

Der  Schulunterricht  wird  immer  den  Anstrich  der  bestehenden
Ordnung  haben,  das  wird  er  auch  für  die  Zeit  nach  einer
sozialistischen Revolution haben. Die Schulgeschichtsbücher würden
ihr  Augenmerk  besonders  dem  Klassenkampf  widmen,  also  dem
Kampf  der  Unterdrückten  gegen  die  Ausbeutung  durch  die
herrschende  Klasse.  Die  Aufdeckung  und  Aufarbeitung
kapitalistischer Interessenpolitik und damit verbundener Verbrechen
(Kriege,  Regierungsstürze,  Mord,  Raubwirtschaft,  etc.)  wird  ein
wichtiger Punkt. Die Schule soll solidarisches und kritisches Denken
mit  auf  den  Weg  geben,  statt  egoistisches  Karrieredenken  und
Konkurrenzkampf.

Bildungsstreik  in  Frankreich:
Marxismus  ist  die  Antwort

Um das zu erreichen, müssen wir bereits jetzt dieses Denken in die
Schulen  tragen,  damit  der  Kapitalismus  als  bestehendes,
unterdrückerisches System erkannt wird. Unsere Mitschüler müssen
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d i e  M ö g l i c h k e i t  h a b e n  e i n e  n e u e ,  s o z i a l i s t i s c h e
Gesellschaftsorganisierung  zu  thematisieren.  Wo  immer  es  der
Schulunterricht möglich macht, sollten wir versuchen Kritik zu üben
und  unsere  Auffassung  der  Geschichte  und  der  Politik  zu
präsentieren.

Darüber hinaus müssen wir an den Schulen Schüler_Innenkomitees
aufbauen (hierbei kann folgender Text von REVOLUTION aus 2008
h e l f e n  L I N K :
http://www.onesolutionrevolution.de/schule_schulstreik_aktionen_wis
s
en/widerstand-formieren-sch%C3%BClerinnenstreikkomitees-
aufbauen!/),  die  die  marxistische  Bildung  für  interessierte
Schüler_Innen in Lesezirkeln und Diskussionsrunden möglich machen
und zum Agitieren von Kritik im Unterricht ermutigen und schließlich
den Widerstand und den Kampf gegen die zunehmend prekäre Lage
der Jugend aufnehmen!

Ein Artikel von Lars Filder, REVOLUTION Fulda

Brandanschlag  am  Berliner
Oranienplatz: Brot und Rosen
den Flüchtlingen, Feuer und
Flamme dem Rassismus
In  den  frühen  Morgenstunden  des  19.  Juni  wurde  erneut  ein
Brandanschlag gegen eines der Zentren des Flüchtlingsprotests in
Berlin  verübt.  Zwischen 4.30 und 5.00 Uhr morgens legten nach
Aussagen von Zeugen zwei vermeintlich junge Männer, ein Feuer am
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Infozelt  der  Flüchtlinge.  Das  Infozelt  sollte  ein  Symbol  des
andauernden  Protestes  der  Flüchtlinge  sein,  nachdem  der  Senat
durch die Spaltung der Flüchtlinge am Oranienplatz das Camp hatte
räumen können.

Wir verurteilen diesen Akt der zwei Täter, die fliehen konnten, als
das was er  ist:  ein rassistischer Anschlag gegen den Protest  der
Geflüchteten. Die Aktion war offenkundig geplant. Die Täter gingen
schnell  und  gezielt  vor.  Auch  den  Schichtwechsel  der  vor  Ort
stationierten Polizei  hatten sie  scheinbar einkalkuliert.  Sie  erwies
sich  bereits  zum  dritten  Mal  (!)  als  unfähig  (oder  unwillig?),
Brandanschläge  am  Oranienplatz  zu  verhindern.

Die  Schlussfolgerungen,  die  wir  daraus  ziehen,  sind  allerdings
andere, als sie von der bürgerlichen Presse, von Polizei und Politik zu
erwarten sein werden.  Erstens geht es für uns um mehr als  das
persönliche  Motiv  der  Täter.  Fakt  ist:  sie  haben  das  Zelt  am
Oranienplatz, von dem jede/r weiß, wofür es steht, gezielt in Brand
gesetzt.  Und es steht gegen die Entrechtung und den politischen
Protest  einer  der  am  stärksten  unterdrückten  Gruppen  in
Deutschland,  deren  Unterdrückung  rassistisch  gerechtfertigt  und
durch  die  imperialistische  Politik  von  Staaten  wie  der  BRD
durchgesetzt wird. Ihre Tat ist also als rassistischer Akt zu verstehen.

Dabei steht für uns auch nicht zur Debatte, dass die Täter angeblich
„jung“  oder  „südländischen  Aussehens“  waren,  wie  die  Presse
unkommentiert  behauptet,  um  damit  über  das  eigentliche
rassistische Problem hinwegzutäuschen und auf eine Einzeltat von
„kriminellen  Jugendlichen“  oder  „Südländern“  abzuschieben.
Vielmehr ist das Ausdruck ihrer jugendfeindlichen und rassistischen
Propaganda. Damit setzen viele Medien ihre „Berichterstattung“ fort,
die seit mehr als einem Jahr Hass und Unmut unter der Bevölkerung
gegen  den  berechtigten  Protest  der  Geflüchteten  zu  schüren
versuchen.

Zweitens zeigt der erneute Brandanschlag, dass die Polizei weder



willens noch dazu in der Lage ist, die Geflüchteten zu schützen. Sie
dient vielmehr dazu, den Protest der Geflüchteten zu kriminalisieren,
anzugreifen und andernorts auch direkt gewaltsam zu zerschlagen.
Mögliche  Forderungen  von  PolitikerInnen  wie  CDU-Innensenator
Henkel  nach  mehr  „Law  and  Order“  sind  nicht  im  Sinne  der
Geflüchteten,  sondern  gegen  ihre  Interessen  gerichtet.  Nur  die
Geflüchteten  selbst,  die  Linke  und  die  sie  unterstützende
Jugendbewegung,  ArbeiterInnen  und  ihnen  wohlgesonnene
AnwohnerInnen  können  eine  Selbstverteidigung  aufbauen,  die
wirklich  im  Sinne  der  Geflüchteten  ist.

Drittens stellen wir uns allen zu erwartenden Stimmen entgegen, die
eine endgültige Beendigung des Protestes fordern werden, mit dem
Argument, dass es „nur mehr Unruhe, Unmut und zu rechtsfreien
Räumen“ führen werde, wie die CDU, aber auch das Gros von SPD
und Grünen es in etwas netteren Formulierungen vorbringen. Denn
es  sind  die  Geflüchteten,  die  berechtigten  Unmut  über  ihre
Entrechtung äußern.  Unruhe gegen die bestehenden Zustände ist
angebracht und legitim. Dass dieser Protest auch Rechte, Faschisten
oder „besorgte Bürger“ auf den Plan ruft,  liegt in der Natur der
Sache. Wir werden unsere Politik jedoch nicht am rechten Rand der
Gesellschaft  festmachen oder an den Statements  der  regierenden
Parteien.

Wir brauchen mehr, nicht weniger Protest, Unruhe, Widerstand – so
lange, bis die Geflüchteten nicht mehr in Lagern und in Armut leben,
zu Tausenden abgeschoben werden; so lange, bis sie die gleichen
Rechte – das Recht auf Bewegungsfreiheit, auf politische Teilhabe
und auf Arbeit – haben, wie alle anderen StaatsbürgerInnen!

Unser  Kampf  gegen  die  Diskriminierung  und  Entrechtung  der
Geflüchteten  geht  weiter.  Der  erneute  Brandanschlag  sollte  ein
Weckruf  an  alle  Linken  und  AntirassistInnen  sein,  sich  mit  dem
Protest zu solidarisieren. In diesem Sinne organisiert ein Bündnis von
linken Organisationen,  SchülerInnen und Studierenden am 1.  Juli
einen  Schul-  und  Unistreik  in  Berlin.  Beteiligt  Euch  an  der



Mobilisierung!  Kommt  zur  Demonstration!  Beginn:  10.00,  Rotes
Rathaus!

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

SCHUL- UND UNISTREIK AM
1.  JULI  –  Gegen  Rassismus
und Krieg!
ein Artikel von Georg Ismael

Stell Dir vor es ist Schule und niemand geht hin. Nein, wir reden
nicht  von  den  Schulferien.  Wir  reden  von  Jugendlichen,  die  ihre
Bildungseinrichtungen bestreiken und auf die Straße gehen, um für
polit ische  Forderungen  einzutreten.  Nach  den  großen
Bildungsprotesten, die 2006 bis 2011 Hunderttausende mobilisierten,
gibt  es  nun  wieder  Bewegung  unter  jungen  SchülerInnen  und
Studierenden. Diesmal für die Forderungen der Flüchtlinge, gegen
Rassismus und Krieg. Es ist höchste Zeit, dass es wieder eine linke
Jugendbewegung in Deutschland gibt.

Der Rassismus gegen Flüchtlinge,  die nach Deutschland kommen,
empört  v.a.  Jugendliche.  Tausende  Menschen,  die  in  den
vergangenen Jahren an den Außengrenzen der EU umkamen, sich in
Flüchtlingslagern aus Verzweiflung das Leben nahmen sowie Armut,
Unterdrückung und Krieg, die sie zur Flucht zwingen, sind Anlässe
genug für Empörung – und sie sind Ausdruck einer imperialistischen
Welt.
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Doch Flucht und Krieg finden nicht nur weit entfernt statt. Die EU
und Deutschland bringen nicht nur außerhalb Europas diktatorische
Regierungen an die Macht, plündern Ressourcen, führen Krieg und
beuten die Bevölkerung schamlos aus.

Als im Dezember 2013 4.000 SchülerInnen in Hamburg gegen die
bestehenden Asylgesetze, gegen  Residenzpflicht, Arbeitsverbot und
die politische Entrechtung der Flüchtlinge ihre Schulen bestreikten,
war das  ein  wichtiges  Signal.  Zwar gab es  im vergangenen Jahr
immer  wieder  Proteste  gegen  Rassismus  und  die  deutsche
Flüchtlingspolitik,  doch  sie  blieben  oft  regional  und  isoliert.  Die
Aktionen  der  Hamburger  Linken  und  Jugendlichen  waren  eine
Inspiration,  die  kurz  darauf  im  Februar  zu  einem  weiteren
Schulstreik  in  Berlin  führte,  an  dem  sich  4.000  Jugendliche
beteiligten.

Das  Bündnis ,  dass  von  REVOLUTION  und  der  l inken
SchülerInnengruppe Red Brain initiiert wurde, zog schnell viele neue
AktivistInnen  und  Jugendorganisationen  an.  Umso  mehr,  da  der
Berliner Senat das Flüchtlingscamp am Oranienplatz schnell räumen
wollte  –  direkt  durch  die  Polizei  oder  durch  eine  Spaltung  des
Protestes, unter dem Vorwand von Verhandlungen.

Seitdem konnten die  Landesregierungen der  Flüchtlingsbewegung
viele Schläge versetzen. Es gab zahlreiche Abschiebungen. Auch die
öffentlichen Protestcamps wurden vielerorts geräumt. Die Aktionen,
insbesondere der SchülerInnen, konnten diese Angriffe vorerst nicht
verhindern.  Aber  sie  mobilisierten dennoch tausende Jugendliche.
Viele gingen zum ersten Mal für politische Fragen auf die Straße.
Unter ihnen waren auch migrantische Jugendliche, die sehr direkt
vom Rassismus betroffen sind. Die Teilnahme von MigrantInnen ist
besonders wichtig, denn unsere Forderungen können nur durch eine
Massenbewegung umgesetzt werden. Gerade die Mobilisierung und
Radikalisierung von Jugendlichen spielt dabei eine zentrale Rolle.

Bestärkt  durch  den  Schulstreik  im  Februar  und  die  wachsenden



Flüchtlingsströme  nach  Europa,  beschlossen  die  Berliner
AktivistInnen daher im April, einen weiteren Schulstreik am 1. Juli zu
organisieren.

 

Ein  zentrales  Problem  der  Flüchtlingsbewegung  und  ihrer
UnterstützerInnen  ist  jedoch  ihre  mangelnde  bundesweite  und
internationale  Organisierung.  Aktionen  wie  der  Marsch  von
Würzburg nach Berlin oder jetzt von Straßburg nach Brüssel sind
positive Beispiele für die Eigeninitiative der  Flüchtlinge. Doch sie
sind  sehr  isoliert  von  einer  Bewegung,  die  auch Menschen ohne
Flüchtlingshintergrund auf die Straße bringt.

REVOLUTION und Arbeitermacht, sowie die GenossInnen der Neuen
antikapitalistischen  Organisation  (NaO)  wollen  diese  Initiative
voranbringen.  Wir  fordern  die  Antikriegsbewegung  und  die
Organisationen,  die  die  Demonstrationen  in  Solidarität  mit  den
AntifaschistInnen und gegen den Krieg in der Ukraine am 31. Mai
organisierten, dazu auf, am 1. Juli ebenfalls bundesweite Aktionen zu
organisieren.  Wir  wollen  auch  die  Gewerkschaftslinke  dafür
gewinnen, aktiv den Kampf für die Forderungen der Geflüchteten
und  gegen  die  imperialistischen  Machenschaften  der  deutschen
Regierung  in  der  Ukraine  zusammen  mit  kämpferischen
GewerkschafterInnen  in  den  DGB  tragen.

Mitmachen!

Wir  ru fen  a l l e  In i t i a t i ven  und  Organ i sa t i onen  der
Flüchtlingsbewegung  dazu  auf,  sich  stärker  zu  vernetzen.
Gemeinsame Aktionen am 1. Juli und eine nachfolgende bundesweite
Konferenz aller Beteiligten könnte ein wichtiger Schritt dafür sein.
Gerade Jugendorganisationen wie Solid,  die JuSos,  die SDAJ oder
antifaschistische Gruppen sollten einen Beitrag zu dieser Bewegung
leisten.



Wir von REVOLUTION und Arbeitermacht werden gegen Rassismus,
Krieg und Abschiebung auf die Straße gehen und zugleich für eine
weitergehende politische Perspektive eintreten: für ein Europa ohne
Grenzen,  ohne  Ausbeutung,  Krieg  und  Abschiebung  –  für  ein
sozialistisches Europa. Denn nur eine Welt ohne Imperialismus, kann
auch eine Welt sein, in der niemand fliehen muss, in der Menschen
frei sind, zu leben, zu arbeiten und sich zu verwirklichen, wo sie
wollen.

Studentenproteste  in
Großbritannien: Kick cops off
campus!

In  Universitätsleitungen  wird  brutal  gegen  eine  Welle  von
studentischen  Besetzungen  vorgegangen.  Die  Unterdrückung  des
Rechtes auf Demonstration markiert den Anfang vom Ende im Kampf
um die Vermarktung der höheren Bildung.

An  vielen  Universitäten  sollen  einstweilige  Verfügungen  jegliche
Protestaktionen  verhindern.  Widersetzen  sich  StudentInnen  den
richterlichen Verfügungen, schlägt die Polizei die Aufmüpfigen nieder
– mit Schlagstöcken und Stiefeln. In London wurden StudentInnen an
den Haaren gezogen oder attackiert bis Blut floss. Michael Chessum,
Vorsitzender der UoL-Union beschreibt die Übergriffe als „mit das
Übelste und Brutalste was ich seit langer Zeit auf dem Campus erlebt
habe“.

In Sussex wurden fünf Studenten von der Uni verwiesen, weil sie an
Protestaktionen  gegen  Privatisierung  und  Stellenkürzungen
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teilgenommen hatten.  Die besetzten Büros auf  Führungsebene im
Senat  House  in  London  wurden  durch  spezielle  Polizeieinheiten
zwangsgeräumt.  Einundvierzig  StudentInnen  wurden  bislang
festgenommen. Die Polizei erließ Räumungsbefehle, nach denen sich
StudentInnen nicht in Gruppen von mehr als vier Leuten versammeln
dürfen, ausgenommen sind Vorlesungen und Seminare.

Die  Motivation,  die  hinter  diesen  unvorhersehbaren  Maßnahmen
steckt, ist klar: ein Wiederaufleben der Studentenproteste gegen die
Privatisierung  der  höheren  Bildung  gefährdet  die  erhoffte
Etablierung  von  Wissen  als  marktwirtschaftliches  Gut.

Das  harte  Durchgrei fen  der  Ger ichte  und  Pol ize i  um
Studentenproteste  zu  unterbinden  zeigt  deutlich,  dass  der
Vizekanzler  vom  Staat  vollste  Unterstützung  erhält,  um  die
angestrebten  Reformen  mit  allen  „notwendigen“  Mitteln
durchzuboxen.

Die  UniversitätsleiterInnen  sind  die  (maßlos  überbezahlten)
InteressensvertreterInnen  des  Kapitals  im  Sektor  der  höheren
Bildung – und erfüllen die gleiche Funktion wie die LeiterInnen der
Akademien und der freien Schulen.

Eine gefährliche Einheit

StudentInnen können sich heutzutage glücklich schätzen, wenn ihnen
das Schicksal  ihrer  Zeitgenossen erspart  bleibt  –  Arbeitslosigkeit,
Sozialhilfe,  Mindestlohn  ohne  gesicherte  Arbeitszeit.  Gleichzeitig
plagen sich viel mit unsicheren Nebenjobs um sich über Wasser zu
halten und die Last von Schulden tragen zu können – die letzten
Endes  in  die  Taschen  der  Elite-Universitätsleitung  fließen  –  und
trotzdem  schwinden  ihre  Aussichten  auf  einen  gesicherten
Arbeitsplatz  immer  mehr  dahin.

Unter diesen Umständen fällt es den Studenten leicht, sich mit den
unter  bezahlten,  gefährlichen  und  ausgegliederten  Arbeitern  zu
identifizieren,  die  die  Hallen  der  Residenzen  und  die  Büros  der



Führungsebenen sauber halten.

Der immense Erfolg der Tres Cosas Kampagne ist Aushängeschild für
den Kampf, den Slogan „students and workers unite and fight“ in die
Tat  umzusetzen  und  Studierende  und  Arbeiter  zu  vereinen.
Solidarität, die große Losung von 2010, wurde zur Waffe von 2013.

Diese Verlagerung im Bewusstsein einer kleinen, aber aggressiven
Schicht von Studenten – dieselben die schon 2010 an Schulen und
Junior-Colleges gegen Polizeikräfte kämpften – ist gleichsam unsere
größte Stärke und der Alptraum der Universitätsleitung.

Jagt die Polizei vom Campus

Der massenhafte Widerstand 2010 bewies, dass die Regierung die
Auseinandersetzung verloren hatte, selbst wenn sie einen Sieg davon
tragen konnte. Die Universitätsleitung musste sich nun auf die Polizei
als  schlagende  Kraft  verlassen,  welche  die  Vermarktung  der
Hochschulbildung  weiter  vorantreiben  konnte.

Die  Polizeikräfte  kamen  nicht  auf  den  Campus  um  jene  zu
schützen die dort studieren und arbeiten. Sie kamen als Repräsentant
des Kapitals welches von der Privatisierung der Bildung seinen Profit
schlagen will.

Der Kampf die Bullen vom Campus zu vertreiben, ist mehr als ein
bloßer Ausdruck von Feindseligkeit gegenüber Polizeikräften, welche
im Interesse der Universitätsleitung Studenten schikanieren, prügeln
und  festnehmen  lassen.  Das  Verständnis  dafür  ist  die  nötige
Voraussetzung  für  die  Mobilisierung  von  Widerstand  gegen  die
Privatisierung unserer  Bildung.  Wenn es  uns  nicht  gelingt,  einen
sicheren  Raum  für  demokratische  Strukturen  in  unseren
Hochschulen zu schaffen, wird es uns auch nicht möglich sein die
Masse der Studenten zu Mobilisieren.

Aber  die  Repression  welche  von  der  Leitung  der  Universität
losgetreten wurde,  kann sehr wohl  der  Funke sein,  welcher  eine
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neue,  stärkere  und  politisch  tiefschürfendere  Studentenbewegung
entfachen kann. Aus Angst davor ziehen die Regierung, Leitung und
die Repressionsorgane an einem Strang, um diese Bewegung bereits
in  ihrem  Keim  zu  ersticken.  Eine  schnelle  und  andauernde
Gegenwehr der Masse an Studenten, kann diesen Angriff auf unser
Recht auf Protest bezwingen.

 

Wir rufen alle StudentInnen dazu auf:

Verteidigt das Recht auf Protest: die Anklagen müssen fallen
gelassen werden, Beendigung des Demonstrationsverbots auf
dem  Campus;  keine  Kriminalisierung  der  beteiligten
Studenten  und  Angestellten.  Alle  PolizistInnen  die  an
Attacken  gegen  StudentInnen  beteiligt  waren,  müssen
verurteilt  werden.
Für die Verteidigung der Bildung: Beteiligt euch an der Week
of Action gegen die Privatisierung von Studiendarlehen im
Februar.
StudentInnen und ArbeiterInnen vereinigt euch: Solidarität
mit dem Kampf der Gewerkschaften im Bildungsbereich für
angemessene Löhne. Unterstützt die Tres Cosas Campaign
und Streik im Januar.
Für die Errichtung ein schlagkräftigen Studentenbewegung:
Die ‘National Campaign Against Fees and Cuts‘ und die SAAA
müssen eine landesweite Versammlung zur Verteidigung der
Bildung und zur Zusammenführung aller  lokalen Komitees
und Netzwerke organisieren, und dadurch die Grundlage für
einen koordinierten Widerstand im Jahr 2014 schaffen.

Artikel von KD Tait, Workers Power (England)


